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Abwägungsvorschlag zu den eingegangenen Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Stand: 14.08.2023 
 
Übersicht: 

Lfd. Nr. Datum Behörden und Träger öffentlicher Belange 

1 22.05.2023 ASEAG Aachen, Infrastruktur / Verkehrstechnik 

2 22.05.2023 Enwor energie & wasser vor ort GmbH, Herzogenrath 

3 23.05.2023 Amprion GmbH, Asset Management, Bestandssicherung Leitungen, Dortmund 

4 23.05.2023 Regionetz GmbH, Planung und Bau PB-S, Aachen 

5 23.05.2023 Westnetz GmbH, Regionalzentrum Westliches Rheinland, Netzplanung, Düren 

6 24.05.2023 GASCADE Gastransport GmbH, Team Leitungsauskunft, Kassel 

7 24.05.2023 Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung West, PTI24 – Support 
Team BB1, Aachen 

8 30.05.2023 EBV GmbH, Bergschädenabteilung, Hückelhoven 

9 30.05.2023 Wasserverband Eifel-Rur, 4.02 Operatives Gewässermanagement, Düren 

10 31.05.2023 Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, Regionalforstamt Rureifel-Jüli-
cher Börde, Fachgebiet Hoheit, Hürtgenwald 

11 01.06.2023 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz u. Dienstleistungen der Bundeswehr, 
Bonn 

12 07.06.2023 Bezirksregierung Köln, Dezernat 53 

13 06.06.2023 Thyssengas GmbH, Dortmund 

14 14.06.2023 Geologischer Dienst NRW Fachbereich 31, Düsseldorf 

15 14.06.2023 StädteRegion Aachen, S 64 – Mobilität und Klimaschutz 

16 16.06.2023 Industrie- und Handelskammer Aachen 

17 20.06.2023 Landwirtschaftskammer NRW, Aachen 

18 16.06.2023 Naturschutzbund Aachen-Land 
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Lfd. 
Nr. 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

1 ASEAG Aachen, Infrastruktur / Verkehrstechnik v. 
22.05.2023 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 111 - 
Parkstraße II - bestehen seitens der ASEAG Bedenken, 
weil die Fußwegentfernungen vom Plangebiet bis zu den 
nächstgelegenen Bushaltestellen „Parkstraße“ (Aachener 
Straße) und „In der Schaf“ (In der Schaf) der Linien 51, 71, 
151, 280, 431, 432, BW1 bis zu 700 m betragen und somit 
keine ausreichende Erschließungsqualität durch den öffent-
lichen Personennahverkehr (ÖPNV) gegeben ist. Der Nah-
verkehrsplan 2016 - 2020 für die StädteRegion Aachen 
weist als Zielvorstellung für eine zumutbare fußläufige Er-
reichbarkeit der Haltestellen für ein Mittelzentrum, Ortsteil 
in Randlage 400 m aus. Die Erschließung durch den ÖPNV 
dient der Grundversorgung der Einwohner und Beschäftig-
ten und sichert darüber hinaus die Zielsetzungen, die Lage-
gunst der Stadt Baesweiler zu stärken und die Erreichbar-
keit zu sichern. 
Um die Erschließungsqualität für das Plangebiet zu verbes-
sern, wird angeregt, Lösungen für eine verbesserte ÖPNV-
Anbindung untersuchen zu lassen. 
 

 
 
 
Das nördliche Plangebiet ist über die Hal-
testelle Parkstraße fußläufig angebunden 
(unter 400m bis zur Haltestelle). 
Die Anbindung des mittleren und südli-
chen Bereichs liegt teilweise über der im 
Nahverkehrsplan formulierten Zielvorstel-
lung von 400m. 
In Abstimmung mit der ASEAG werden 
bestehende Fußwegeverbindungen at-
traktiver gestaltet und bei Bedarf nach 
weiteren Abstimmungen ggf. eine Buslinie 
(BW1) mit einer zusätzlichen Haltestelle 
ausgestattet. 
Darüber hinaus ist in dem neuen Bauge-
biet eine Mobilstation vorgesehen, an de-
nen u.a. auch Leihfahrräder, E-Scouter 
und dergleichen bereitgestellt werden sol-
len, um die entsprechenden Entfernungen 
zum ÖPNV schneller und einfacher zu be-
wältigen. 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 

2 Enwor energie & wasser vor ort GmbH, Herzogenrath v. 
22.05.2023 
 
Gegen die Planung bestehen keine Bedenken.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass innerhalb der Parzellen 
Gemarkung Baesweiler, Flur 3, Flurstücke 750, 775 und 92 
eine Wasserleitung DN 150 PVC zur Versorgung des land-
wirtschaftlichen Betriebs Roosen verläuft. Die Leitung ist 
als beschränkt persönliche Dienstbarkeit im Grundbuch ge-
sichert.  
Aus der Akte zur Planung des Baugebietes Parkstraße I 
geht hervor, dass in gleicher Trasse auch Strom sowie Ka-
nal verlegt wurde. 
 

 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen und zur öffentlichen Ausle-
gung berücksichtigt. 
Die Versorgung ist jedenfalls weiterhin 
dauerhaft im Rahmen der Erschließung 
des Baugebietes zu gewährleisten. 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

3 Amprion GmbH, Dortmund vom 23.05.2023 
 
Im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine 
Höchstspannungsleitungen der Amprion GmbH. 
Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Be-
reich liegen aus heutiger Sicht nicht vor. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass bezüglich weiterer Ver-
sorgungsleitungen die zuständigen Unternehmen beteiligt 
wurden. 
 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Die weiteren Versorgungsträger wurden 
ebenfalls beteiligt.  
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Lfd. 
Nr. 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

4 Regionetz GmbH, Planung und Bau PB-S, Aachen v. 
23.05.2023 
 
Gegen den Bebauungsplan Nr. 111 – Parkstraße II - beste-
hen aus Sicht der Regionetz GmbH keine Bedenken.  
In den vom Bebauungsplan betroffenen Grundstücksflä-
chen befinden sich derzeit noch keine Versorgungsanlagen 
der Regionetz GmbH. Zur versorgungstechnischen Er-
schließung des Geländes mit Strom benötigt die Regionetz 
GmbH einen Standort für eine Transformatorenstation 
(siehe Anlage). Zwecks Koordinierung wird darum gebeten, 
sich mit der Fachabteilung AM-S, Herrn Frey (Tel. 0241 
41368 6155), in Verbindung zu setzen. 
 

 
 
 
Im Bebauungsplan wird zur öffentlichen 
Auslegung eine entsprechende Fläche 
nach Angaben der Regionetz GmbH als 
Fläche für Versorgungsanlagen festge-
setzt und damit gesichert.  
 
Eine Abstimmung/Koordinierung erfolgt im 
Rahmen der weiteren Planung. 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
 

5 Westnetz GmbH, Regionalzentrum Westliches Rhein-
land, Netzplanung, Düren v. 23.05.2023 
 
Diese Stellungnahme betrifft nur das von Westnetz betreute 
Nieder-, Mittel-, und Hochspannungsnetz bis zur 110-kV-
Spannungsebene. 
Gegen die oben angeführten Planungen der Stadt Baes-
weiler bestehen keine Bedenken, da keine von ihnen be-
treuten Versorgungsanlagen betroffen sind. 
 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

6 GASCADE Gastransport GmbH, Team Leitungsaus-
kunft, Kassel v. 24.05.2023 
 
Die GASCADE Gastransport GmbH antwortet zugleich 
auch im Namen und Auftrag der Anlagenbetreiber WINGAS 
GmbH, NEL Gastransport GmbH sowie OPAL Gastransport 
GmbH & Co. KG. 
Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beein-
trächtigung ihrer Anlagen wird mitgeteilt, dass ihre Anlagen 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht betroffen sind. Dies 
schließt die Anlagen der v. g. Betreiber mit ein. 
 
Für externe Kompensationsmaßnahmen muss sicherge-
stellt sein, dass diese ihre Anlagen nicht beeinträchtigen 
und nicht im Schutzstreifen ihrer Anlagen stattfinden wer-
den. Sollten externe Flächen zur Deckung des Kompensati-
onsbedarfs erforderlich sein, sind diese ebenfalls mit ent-
sprechenden Planunterlagen zur Stellungnahme vorzule-
gen. Eine Auflistung der Flurstücke in der Begründung oder 
im Umweltbericht ist nicht ausreichend. 
 
Es wird darum gebeten, sie am weiteren Verfahren zu be-
teiligen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Anfragen zu Leitungs-
auskünften, Schachtgenehmigungen, TÖB-Beteiligungen 
etc. an die oben genannten Anlagenbetreiber ab sofort aus-
schließlich über das kostenfreie BIL-Onlineportal unter 
https://portal.bil-leitungsauskunft.de einzuholen sind. 
Zukünftigen Anfragen an GASCADE bitte direkt an das o.g. 
BIL-Portal richten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die externen Kompensationsmaßnahmen 
werden rechtzeitig mit der Gascade Gas-
transport GmbH und ggf. anderen be-
troffenen Anlagenbetreibern abgestimmt. 
 
 
GASCADE Gastransport GmbH wird im 
weiteren Verfahren beteiligt.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
 
Der Stellungnahme wird bzgl. der Ab-
stimmung der externen Kompensati-
onsmaßnahmen gefolgt. 
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

https://portal.bil-leitungsauskunft.de/
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Lfd. 
Nr. 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

7 Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlas-
sung West, PTI24 – Support Team BB1, Aachen v. 
24.05.2023 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom 
genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. 
S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle 
Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu 
der o. g. Planung nehmen wird wie folgt Stellung genom-
men: 
 
Zur Versorgung des neuen Baugebietes mit Telekommuni-
kationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung 
neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außer-
halb des Plangebiets einer Prüfung vorbehalten. 
 
Die Telekom Technik GmbH bittet zum Zweck der Koordi-
nierung um Mitteilung welche eigenen oder der Stadt Baes-
weiler bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des Plan-
gebietes stattfinden werden. 
 
Bei positivem Ergebnis der Prüfung wird darauf aufmerk-
sam gemacht, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine un-
terirdische Versorgung des Neubaugebietes durch die Tele-
kom Deutschland GmbH nur bei Ausnutzung aller Vorteile 
einer koordinierten Erschließung möglich ist. Sie beantra-
gen daher folgendes sicherzustellen, dass 
 
– für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im 
Erschließungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und 
kostenfreie Nutzung der künftigen Straßen und Wege mög-
lich ist, 
 
– auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht 
zugunsten der Telekom Deutschland GmbH als zu belas-
tende Fläche festzusetzen entsprechend $ 9 (1) Ziffer 21 
BauGB eingeräumt wird, 
 
– eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensi-
onierung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine 
Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und 
Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt, 
 
– die geplanten Verkehrswege in Lage und Verlauf nicht 
mehr verändert werden, 
 
 
 
– dem Vorhabensträger auferlegt wird, dass dieser für das 
Vorhaben einen Bauablaufzeitenplan aufstellt. 
 
 
 
 
Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Be-
reitstellung der Telekommunikationsdienstleistungen sowie 
zur Koordinierung mit Straßenbau- bzw. Erschließungs-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
Der Versorgungsträger wird zu gegebener 
Zeit über entsprechende Maßnahmen in-
formiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Versorgungsträger wird zu gegebener 
Zeit über entsprechende Maßnahmen in-
formiert. 
 
 
Alle Verkehrsflächen im Bebauungsplan 
sind als öffentliche Verkehrsflächen fest-
gesetzt. Die Festsetzung von Leitungs-
rechten ist demzufolge nicht erforderlich. 
 
Im Rahmen der Erschließungsplanung er-
folgt eine rechtzeitige Abstimmung und 
Koordinierung der Maßnahmen mit dem 
Versorgungsträger 
 
Nach Satzungsbeschluss des Bebau-
ungsplanes ist nicht davon auszugehen, 
dass die Verkehrsflächen geändert wer-
den. 
 
Die Verpflichtung zur Erstellung eines 
Bauzeitplanes ist nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanverfahrens. Zudem gibt es 
vorliegend keinen einzelnen koordinieren-
den Vorhabenträger. 
 
Die Stadt Baesweiler wird sich rechtzeitig 
vor Beginn der Arbeiten zur Errichtung der 
Baustraße mit der Telekom in Verbindung 
setzen. 
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Lfd. 
Nr. 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

maßnahmen der anderen Versorger ist es dringend erfor-
derlich, sich rechtzeitig, mindestens 3 Monate vor Baube-
ginn, mit der Deutschen Telekom in Verbindung setzen. 
 

 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
 

8 EBV GmbH, Bergschädenabteilung, Hückelhoven v. 
30.05.2023 
 
Zur o.g. Bauplanung werden keine Bedenken erhoben. 
Eine Kennzeichnung nach § 9 (5) 2. BauGB wird für nicht 
erforderlich gehalten. 
 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

9 Wasserverband Eifel-Rur, 4.02 Operatives Gewässer-
management, Düren v. 30.05.2023 
 
Der Bebauungsplan Nr. 111 - Parkstraße II ist in der sich 
zurzeit und kurz vor Einreichung stehenden Netzanzeige 
für das Einzugsgebiet der Kläranlage Setterich enthalten.  
 
Um dem Klimaschutz Rechnung zu tragen und einen 
Schutz vor Starkregen und Überschwemmungen zu schaf-
fen, soll im Plangebiet das Prinzip der „Schwammstadt“ zur 
Anwendung kommen. 
Hierzu sollen Flächen geschaffen werden, die in der Lage 
sind, große Mengen an Wasser aufnehmen und zeitverzö-
gert abgeben zu können. Geeignete Maßnahmen sind bei-
spielsweise Retentionsmulden, temporär überflutbare Flä-
chen (Straßen und Plätze), Dach- und Fassadenbegrü-
nung, Rigolen in Baumbeeten innerhalb der Straßenflä-
chen, versickerungsfähiges Pflaster oder Absorptionsflä-
chen unterhalb von Quartiersplätzen und Stellplatzflächen. 
Darüber hinaus ist im Plangebiet ein Regenrückhaltebe-
cken vorgesehen. Diese Maßnahmen werden aus wasser-
wirtschaftlicher Sicht unterstützt.  
 
Im Rahmen des Weiteren Verfahrens ist das Entwässe-
rungskonzept mit dem Wasserverband Eifel-Rur abzustim-
men. Es wird daher darum gebeten, mit Herrn Holger 
Skrzypczyk in Kontakt zu treten (Tel.: 02421/494-1065, E-
Mail: Holger.Skrzypczyk@wver.de). 
 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Entwässerungskonzept wird im wei-
teren Verfahren mit dem Wasserverband 
sowie der Unteren Wasserbehörde um-
fänglich abgestimmt.  
 
 
Der Stellungnahme wird bzgl. der Ab-
stimmung des Entwässerungskonzep-
tes gefolgt. 
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

10 Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, Re-
gionalforstamt Rureifel-Jülicher Börde, Fachgebiet Ho-
heit, Hürtgenwald v. 31.05.2023 
 
Gegen den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 111 – 
Parkstraße II - im Stadtteil Baesweiler - bestehen keine Be-
denken. Wald ist nicht betroffen. 
 

 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

mailto:Holger.Skrzypczyk@wver.de
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Stellungnahme Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

11 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz u. Dienst-
leistungen der Bundeswehr, Bonn v. 01.06.2023 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage 
werden Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es be-
stehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der 
Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Ein-
wände. 
Das Interessengebiet befindet sich im Zuständigkeitsbe-
reich des Flugplatzes Geilenkirchen. Hier sind Bauhöhen 
bis maximal 30 Meter über Grund seitens der Bundeswehr 
unbedenklich. Da der Begründung keine genauen Bauhö-
hen entnommen werden kann, dort aber auch auf die Pla-
nung von Mehrfamilienhäusern hingewiesen wird, weist das 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz u. Dienstleistun-
gen der Bundeswehr auf diese Bauhöhenbeschränkung 
hin. Sollten höhere Bauwerke geplant werden, wird um er-
neute Beteiligung gebeten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Plangebiet sind keine Gebäudehöhen 
bis zu 30 m vorgesehen. Zu den maximal 
zulässigen Gebäudehöhen werden zur öf-
fentlichen Auslegung entsprechende Fest-
setzungen zur Höhenentwicklung getrof-
fen und somit gesichert.  
 
 
Der Stellungnahme wird bzgl. der Un-
terschreitung der Bauhöhe von 30 m 
gefolgt. 
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
 

12 Bezirksregierung Köln, Dezernat 53 v. 07.06.2023 
 
Im Rahmen der Beteiligung zur Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 111 – Parkstraße – bestehen seitens des Dezer-
nats 53 der Bezirksregierung Köln keine Anmerkungen.  
Für die östlich des geplanten Siedlungsgebietes befindli-
chen Windenergieanlagen besteht für das Dezernat 53 der 
Bezirksregierung Köln keine Zuständigkeit. 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
 

13 Thyssengas GmbH, Dortmund v. 06.06.2023 
 
Behördliche Planung, diverse Behördliche Planung 
Parkstraße (52499) 79, Baesweiler 
Bebauungsplan Nr. 111 - Parkstraße II - im Stadtteil Baes-
weiler- 
 
Betroffene Leitung: 
*018 022 000, Anschl. EWV Siersdorf (in Planung) 
Schutzstreifenbreite: 4,0 m 
 
Am südlichen Rand der o.g. Bauleitplanung verläuft ein ge-
planter Trassenabschnitt der im Betreff genannten Gasfern-
leitung L018 022 000 der Thyssengas GmbH. Beigefügt er-
hält die Stadt Baesweiler einen Übersichtsplan im Maßstab 
1:5000. Es wird darum gebeten, die nachfolgenden Punkte 
zu berücksichtigen, dass 
1. die geplante Gasfernleitung bei Bau- und Erschließungs-
maßnahmen berücksichtigt wird, 
 
 
 
 
 
2. das beiliegende Merkblatt für die Aufstellung von Flä-
chennutzungs- und Bebauungsplänen sowie die allgemeine 
Schutzanweisung für Gasfernleitungen der Thyssengas 
GmbH Anwendung findet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Der bestehende Weg bleibt in seiner 
Breite von ca. 5 m erhalten. Bepflanzun-
gen im Nahbereich werden rechtzeitig ab-
gestimmt. 
  
 
Zu 2. 
Das Merkblatt und die Schutzanweisung 
werden zur Kenntnis genommen. 
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Lfd. 
Nr. 
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3. Thyssengas GmbH am weiteren Verfahren beteiligt wird. 
 

 
Zu 3. 
Die Thyssengas GmbH wird im weiteren 
Verfahren beteiligt.  
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
 

14 Geologischer Dienst NRW Fachbereich 31 v. 14.06.2023 
 
Zu o. g. Verfahren werden vom Geologischen Dienst NRW 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung folgende Informati-
onen und Hinweise gegeben: 
 
Baugrund 
Die Planfläche befindet sich in einem Gebiet, in dem 
Gasaustritte in Bohrungen, insbesondere Methanausgasun-
gen, bekannt sind.  
Es ist daher nicht auszuschließen, dass bei möglichen 
Bohrarbeiten Gas, potentiell auch unter erhöhten Drucken, 
austreten kann. Von ausführenden Bohrunternehmen sind 
geeignete Arbeitsschutzmaßnahmen und Sicherheitsvor-
kehrungen zu treffen und einzuhalten. Der Baugrund ist ob-
jektbezogen zu untersuchen und zu bewerten. 
 
Schutzgut Boden: 
Informationen zum Umfang und Detaillierungsgrad der Um-
weltprüfung (Umweltbericht) für das Schutzgut Boden, zur 
Verwendung von Mutterboden sowie zur Nutzung der Karte 
der schutzwürdigen Böden: 
 
Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes Boden  
Nach der Karte der schutzwürdigen Böden (3. Auflage) sind 
im Rahmen der Beschreibung und Bewertung des Schutz-
gutes die betroffenen Böden, deren Bodenschutzstufen und 
Bodenfunktionen zu benennen. Zudem sind die Folgen des 
Eingriffs auf das Schutzgut Boden zu bewerten.  
Bereits an dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass 
schutzwürdige Böden mit sehr hoher Funktionserfüllung 
von dem Vorhaben betroffen sind.  
Hinweise zu den Böden im Plangebiet können über die 
Karte der schutzwürdigen Böden auf GEOportal.NRW ab-
gerufen werden.  
Kompensationsmaßnahmen für den Verlust an schutzwür-
digen Böden sind folgender Veröffentlichung zu entnehmen 
(Kap. 3.7, S. 24):  
- Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB - Leitfa-
den für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleit-
planung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu Baugrund: 
Zu den Gasaustritten wird ein entspre-
chender Hinweis in den Bebauungsplan 
aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Zu Schutzgut Boden: 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
Zum Bodenschutz erfolgen Aussagen im 
Umweltbericht. 
 
Zur Kompensation der Eingriffe in den Bo-
den kommen geeignete bodenfunktions-
bezogene Kompensationsmaßnahmen in 
Betracht. Hierzu werden für einen Teil des 
Eingriffs in den Boden intensiv genutzte 
Ackerflächen extensiviert. Diese Maß-
nahme ist zugleich Ersatzmaßnahme zur 
Kompensation des ökologischen Defizits 
und CEF-Maßnahme für Feldlerche und 
Rebhuhn. 
Des Weiteren werden u.a. zum Schutz 
von Bodenfunktionen innerhalb des Plan-
gebietes des Bebauungsplanes Nr. 111 
„Parkstraße II“ ca. 22.000 m² öffentliche 
Grünflächen mit Anpflanzungen gebiets-
heimischer Gehölze festgesetzt. 
Um den Eingriff weiter zu mindern, erfolgt 
zum Schutz des Bodens im Zuge der Er-
schließung eine bodenkundliche Baube-
gleitung (BBB). Eine BBB dient dazu, eine 
Beschädigung des Bodens zu verhindern 
und dessen Fruchtbarkeit zu erhalten. In 
dem von einem bodenkundlich qualifizier-
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Verwendung von Mutterboden: 
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Er-
richtung oder Änderung von baulichen Anlagen der 
Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhal-
ten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im 
Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern 
und später wieder einzubauen. 
 

ten Gutachter zu erstellenden BBB-Kon-
zept werden die grundlegende Vorge-
hensweise sowie relevante Maßnahmen 
und deren Umsetzung dargelegt und mit 
den zuständigen Behörden abgestimmt. 
 
 
Zum Schutz des Mutterbodens wird ein 
entsprechender Hinweis in den Bebau-
ungsplan zur öffentlichen Auslegung auf-
genommen. 
 
 
Die Stellungnahme wird hinsichtlich 
des Bodenschutzes und Baugrundes 
in Form geeigneter Hinweise im Bebau-
ungsplan gefolgt. 
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen.  
 

15 StädteRegion Aachen, S 64 – Mobilität und Klimaschutz 
v. 14.06.2023 
 
Die StädteRegion Aachen nimmt zur vorgelegten Bauleit-
planung wie folgt Stellung:  
A 70 - Umweltamt  
Allgemeiner Gewässerschutz:  
Stellungnahme nicht möglich.  
Die Niederschlagswasserentsorgung ist in den vorliegen-
den Unterlagen nicht ausreichend dargestellt. Für die was-
serwirtschaftliche Prüfung ist die Vorlage von detaillierten 
Unterlagen und Nachweisen erforderlich. Hierzu wird auf 
das Rundschreiben vom 25.03.2021 – Niederschlagswas-
serbeseitigung verwiesen. Nach Vorlage eines Entwässe-
rungskonzeptes mit Nachweis der Niederschlagswasserbe-
seitigung erfolgt eine weitere Stellungnahme.  
 
Das anfallende Schmutzwasser ist der öffentlichen Kanali-
sation zuzuleiten.  
Für Rückfragen steht Herr Rasche unter der Tel.-Nr. 0241 / 
5198- 7019 zur Verfügung. 
 
Immissionsschutz: 
Aus Sicht des Immissionsschutzes in der Bauleitplanung 
bestehen gegenüber dem Planvorhaben zurzeit Bedenken.  
Begründung:  
Auf das Plangebiet wirken Immissionen von dem nördlich 
angrenzenden Sport- und Freizeitpark, von den östlich be-
findlichen Windenergieanlagen sowie von den umliegenden 
landwirtschaftlichen Betrieben ein. 
 
 
 
 
Östlich des Plangebietes befindet sich außerdem eine Bio-
gasanlage sowie ein landwirtschaftlicher Betrieb, welche 
Gerüche emittieren.  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu Allgemeiner Gewässerschutz:  
 
Das Entwässerungskonzept wird vor der 
öffentlichen Auslegung mit dem Umwelt-
amt der Städteregion abgestimmt. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Zu Immissionsschutz: 
 
 
 
Im Rahmen der schalltechnischen Unter-
suchung werden die entsprechenden 
Lärmquellen auf Auswirkungen auf das 
geplante Wohngebiet geprüft. Ggf. erfor-
derliche Maßnahmen werden bis zur öf-
fentlichen Auslegung in den Bebauungs-
plan aufgenommen. 
 
Im Rahmen des Verfahrens wurde bereits 
eine Geruchimmissionsprognose im Hin-
blick auf die Biogasanlage erstellt (Accon 
Mai 2023). Diese wird zur öffentlichen 
Auslegung offengelegt.  
Im Ergebnis der Prognose werden im ge-
samten Plangebiet die Immissionswerte 
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Eine abschließende Stellungnahme kann erst nach Vorlage 
einer schalltechnischen Untersuchung sowie eines Ge-
ruchsgutachtens erfolgen.  
Für Rückfragen steht Herr Lange unter der Tel.-Nr. 
0241/5198-7024 zur Verfügung.  
 
Bodenschutz und Altlasten:  
Es bestehen derzeit Bedenken.  
Laut Begründung zum Bebauungsplan reichen die vorhan-
denen Baulücken für eine Deckung der Wohnbauflächen 
nicht aus. Es wird daher davon ausgegangen, dass im Rah-
men der planerischen Abwägung vor der Inanspruchnahme 
von nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder un-
bebauten Flächen geprüft wurde, ob eine Wiedernutzung 
von bereits versiegelten, sanierten, baulich veränderten o-
der bebauten Flächen möglich war (Landesbodenschutzge-
setz § 4 Abs. 2).  
 
Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 
Nummer 7 und § 1 a BauGB ist eine Umweltprüfung durch-
zuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen ermittelt werden und in einem Umweltbericht 
beschrieben und bewertet werden (BauGB § 2 Abs. 4). Die 
Beurteilung des Planvorhabens aus Sicht des Bodenschut-
zes ist zurzeit nicht möglich, da der Umweltbericht noch er-
stellt werden muss.  
Um bestehende Bedenken gegen den Bebauungsplan aus-
zuräumen, sind Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich der nachteiligen Beeinträchtigung des 
Bodens im Bebauungsplan zu berücksichtigen.  
 
Aufgrund der Inanspruchnahme von 8,4 ha landwirtschaftli-
cher Fläche mit laut Bodenkarte im Maßstab 1:50.000 (GD 
NRW) ausgewiesenen Parabraunerden, die eine sehr hohe 
Funktionserfüllung als Regelungs- und Pufferfunktion auf-
weisen, ist die DIN 19639 anzuwenden. Das nach DIN 
19639 erforderliche Bodenschutzkonzept ist als Teil des 
Umweltberichtes vorzulegen. Die für das Bodenschutzkon-
zept notwendige Kartierung und Bodenansprache vor Ort 
ist gemäß DIN 4220 durchzuführen.  
In der Begründung wird angedeutet, dass bodenfunktions-
bezogene Kompensationsmaßnahmen als Ausgleich für 
den Eingriff in Betracht kommen. Dies wird durch die Un-
tere Bodenschutzbehörde ausdrücklich begrüßt, jedoch 
sind die Maßnahmen noch nicht ausreichend beschrieben.  
 

der TA Luft 2021 für Wohn- und Mischge-
biete von 10% Geruchsstundenhäufigkeit 
pro Jahr sicher eingehalten. Der Schutz 
der zukünftigen Bewohner vor unzulässi-
gen Geruchsimmissionen durch den Be-
trieb der Biogasanlage ist somit gewähr-
leistet. 
Bei dem angrenzenden landwirtschaftli-
chen Betrieb handelt es sich um einen 
Betrieb ohne Viehhaltung. Demnach sind 
hier keine Geruchsbelästigungen zu er-
warten. Eine weitere gutachterliche Unter-
suchung ist aufgrund dessen nicht erfor-
derlich.  
 
Die schalltechnische Untersuchung wird 
im Zuge der öffentlichen Auslegung vor-
gelegt. 
 
 
 
Zu Bodenschutz und Altlasten: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Umweltbericht wird bis zur öffentli-
chen Auslegung erstellt. 
 
Zur Kompensation der Eingriffe in den Bo-
den kommen geeignete bodenfunktions-
bezogene Kompensationsmaßnahmen in 
Betracht. Hierzu werden für einen Teil des 
Eingriffs in den Boden intensiv genutzte 
Ackerflächen extensiviert. Diese Maß-
nahme ist zugleich Ersatzmaßnahme zur 
Kompensation des ökologischen Defizits 
und CEF-Maßnahme für Feldlerche und 
Rebhuhn. 
 
Des Weiteren werden u.a. zum Schutz 
von Bodenfunktionen innerhalb des Plan-
gebietes des Bebauungsplanes Nr. 111 
„Parkstraße II“ ca. 22.000 m² öffentliche 
Grünflächen mit Anpflanzungen gebiets-
heimischer Gehölze festgesetzt. 
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Für die Eingriffs- und Ausgleichsbewertung ist zunächst 
eine Bodenfunktionskartierung erforderlich. Die Erstellung 
des Bodenschutzkonzeptes inklusive großmaßstäbigem 
Bodenschutzplan, Eingriffs- und Ausgleichsbewertung, so-
wie der Beschreibung geeigneter Kompensationsmaßnah-
men für das gesamte Plangebiet sind durch einen boden-
kundlich qualifizierten Gutachter durchzuführen.  
 
Da die in der Vergangenheit vorgelegten Bodenschutzkon-
zepte häufig nur in geringem Maße die Anforderungen an 
ein solches Konzept erfüllten, legt die StädteRegion der 
Stadt Baesweiler hiermit eine Liste mit Gutachtern nahe, 
die eine bodenkundliche Qualifikation aufweisen. Die Liste 
ist unter folgendem Link zu finden:  
https: //www.bvboden.de/ bodenkundIiche-baubegleitung / 
zertifizierte-bodenkundIiche­baubegleiter  
Die StädteRegion bittet ihnen den mit der Erstellung des 
Bodenschutzkonzeptes beauftragten Gutachter mitzuteilen 
und ihr das Konzept vor der Offenlage erneut zur Stellung-
nahme vorzulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zudem wird im Bebauungsplan zur öffent-
lichen Auslegung zur Minimierung der Bo-
denversiegelung eine Begrenzung der 
möglichen zu versiegelnden Flächen 
durch bauliche Anlagen, Garagen, Stell-
plätze und ihre Zufahrten, Nebenanlagen 
etc. auf maximal 60% der Grundstückflä-
chen festgesetzt. Stellplätze und ihre Zu-
fahrten und private Wege sind aus was-
ser- und luftdurchlässigen Materialien 
(Rasengittersteine, Fugenpflaster etc.) 
herzustellen. Weiterhin wird festgesetzt, 
dass die Vorgärten zu mindestens 50% 
des jeweiligen Baugrundstücks was-
seraufnahmefähig herzustellen, zu begrü-
nen und mit Sträuchern, Bodendeckern 
und Stauden zu bepflanzen, zu entwi-
ckeln und dauerhaft zu erhalten sind. 
 
Darüber hinaus hat die Stadt Baesweiler 
weitere mögliche Flächen im Stadtgebiet, 
die für geeignete bodenfunktionsbezo-
gene Maßnahmen wie Entsiegelungen 
und / oder Rekultivierungen zur Verfü-
gung stehen könnten, geprüft. Derzeit ste-
hen jedoch keine weiteren geeigneten 
Flächen für eine bodenfunktionsbezogene 
Maßnahme zur Verfügung. 
 
Um den Eingriff weiter zu mindern, erfolgt 
zum Schutz des Bodens im Zuge der Er-
schließung eine bodenkundliche Baube-
gleitung (BBB). Eine BBB dient dazu, eine 
Beschädigung des Bodens zu verhindern 
und dessen Fruchtbarkeit zu erhalten. In 
dem von einem bodenkundlich qualifizier-
ten Gutachter zu erstellenden BBB-Kon-
zept werden die grundlegende Vorge-
hensweise sowie relevante Maßnahmen 
und deren Umsetzung dargelegt und mit 
den zuständigen Behörden abgestimmt. 
 
Bei Umsetzung der Planung sind zudem 
entsprechende Maßnahmen zum Schutz 
des Mutterbodens gemäß § 202 BauGB 
zu gewährleisten und die Anweisungen 
der DIN 18915 zu beachten. 
 
Bei den Bebauungsplänen Nr. 106 und 
112 „Baesweiler Südwest I und II“ liegen 
in den Geltungsbereichen ebenfalls Bö-
den mit sehr hohem Ertrag (Bodenwert-
zahl 70-90) vor. Bei Umsetzung der Pla-
nung wurde vor Beginn der Baumaßnah-
men in Abstimmung mit der Städteregion 
eine bodenkundliche Baubegleitung 
durchgeführt und dokumentiert.  
Im Rahmen des Bebauungsplanes 
Nr. 111 ist die gleiche Vorgehensweise 
angestrebt. 
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Natur und Landschaft: 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen aus 
landschaftspflegerischer Sicht keine grundsätzlichen Be-
denken. 
Im weiteren Verfahren sind mir allerdings noch folgende 
Unterlagen vorzulegen: 
- Landschaftspflegerischer Fachbeitrag 
- Detaillierte Angaben zur Lage, zur Art und zum Umfang 
der erforderlichen Kompensationsmaßnahmen, 
einschließlich der im Rahmen der artenschutzrechtlichen 
Regelungen erforderlichen cef- Maßnahmen (Ersatzlebens-
raum für Feldlerche und Rebhuhn). 
Eine abschließende Stellungnahme kann erst nach Vorlage 
und Prüfung dieser Unterlagen erfolgen.  
Für Rückfragen steht Ihnen Herr Thyssen unter der Tel. - 
Nr. 0241 / 5198- 7037 zur Verfügung. 
 
Regionalentwicklung: 
Der vorliegende städtebauliche Entwurf wird von der Stabs-
stelle Mobilität und Klimaschutz (S 64) grundsätzlich befür-
wortet, mit den nachfolgenden Anregungen und Hinweisen 
will die StädteRegion Aachen insbesondere Möglichkeiten 
zur Optimierung des vorliegenden Konzeptes darstellen 
und zur notwendigen Nachhaltigkeit beitragen sowie zur 
Rechtsicherheit des Bebauungsplanes beitragen. 
 
1. Klimaschutz 
Allgemeine Anregung zum Klimaschutz 
S 64 verweist auf die Wichtigkeit der möglichst frühzeitigen 
Einbeziehung von Belangen des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung im Rahmen der Bauleitplanung. 
Vor dem Hintergrund, dass der Klimawandel in Deutsch-
land mehrere Milliarden Euro im Jahr kostet sowie weiter-
gehend der globalen Erderwärmung und der damit verbun-
denen Notwendigkeit einer klimaneutralen Stadtentwick-
lung, soll der Abwägungsprozess dieses Bebauungsplanes 
möglichst dem Ziel einer klimagerechten und somit umwelt-
schonenden Planung gemäß § 1 Abs. 5 BauGB verfolgen. 
Daher wird angeregt, dass im Rahmen des Abwägungspro-
zesses zu dieser Bebauungsplanänderung in der Begrün-
dung ein ausführliches Kapitel zum Kilmaschutz und zur 
Klimaanpassung aufgenommen werden sollte. 
Hierbei sollte insbesondere ein nachhaltiges Energiekon-
zept Berücksichtigung finden, in dem die umliegende Be-
standsgebäude gegebenenfalls eingebunden werden. 
 
Energiekonzept 
Eine der wichtigsten Bausteine zur Erreichung der vom 
Bund, Land und Kommunen angestrebten C02-Neutralität 
ist die Umsetzung von nachhaltigen Energiekonzepten. Sol-
che Energiekonzepte können insbesondere in der Bauleit-
planung schon frühzeitig Berücksichtigung finden, um in der 
Ausführungsphase anschließend realisiert zu werden. 
 
Hierbei sollten nicht nur die geplanten Gebäude im Bereich 
des Bebauungsplanes Beachtung finden, sondern weiter-
gehend umliegende Bestandsgebäude gegebenenfalls ein-
gebunden werden.  
 
 
 

Zu Natur und Landschaft: 
 
 
 
 
 
Der Landschaftspflegerische Fachbeitrag 
und Details zu den Kompensations- und 
CEF-Maßnahmen werden Bestandteil der 
Unterlagen zur öffentlichen Auslegung 
sein. 
 
 
 
 
 
 
Zu Regionalentwicklung: 
Die Ausführung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. Klimaschutz: 
Die Ausführung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Begründung zur frühzeitigen Beteili-
gung war bereits ein ausführliches Kapitel 
zum Klimaschutz enthalten. Dieses wird 
zur öffentlichen Auslegung noch ergänzt. 
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens wird ein umfangreiches Energiekon-
zept erstellt. Daraus erforderliche Maß-
nahmen werden bis zur öffentlichen Aus-
legung in den Bebauungsplan aufgenom-
men.  
 
Der Fokus des Energiekonzepts liegt auf 
der Neubebauung. Eine Ausweitung von 
Nahwärmeangeboten im Stadtgebiet wird 
Gegenstand einer zusätzlichen Nahwär-
meplanung sein. Hierfür wurden bereits 
Fördermittel beantragt. 
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Die zukünftigen städtebaulichen Anordnungen sollen einen 
optimalen Einsatz von solarthermischen und Photovoltaik- 
Anlagen auf den Dachflächen und gegebenenfalls die so-
lare Nutzung der Wandflächen aufzeigen, um so einen po-
sitiven Beitrag zur Energieerzeugung zu ermöglichen. Im 
Weiteren wird auf die Ausführungen zu den Kapitel Dach-
flächen dieser Stellungnahme verwiesen. 
 
Bei der Prüfung von energetischen Potenzialen bietet sich 
neben der erwähnten möglichen Nutzung solarer Energien 
weitergehend Erd- und Nahwärme sowie die Nutzung von 
Abwasserwärme aufgrund von räumlichen Gegebenheiten 
an. Eine Überschreitung der maximalen Gebäudehöhen für 
Anlagen der solaren Energiegewinnung sollte unter Berück-
sichtigung der bestehenden Bebauung ermöglicht werden, 
um ein nachhaltiges Energiekonzept zu fördern. Somit kön-
nen die zukünftigen Gebäude einen wichtigen Beitrag zur 
Energieeinsparung und zur Energiegewinnung leisten. 
Das Potenzial regenerativer Energien am Standort sowie 
die technischen Maßnahmen der Erzeugung, Speicherung 
und Nutzung sollten dargestellt werden. 
Gegebenenfalls sollte ein Energiekonzept mit verschiede-
nen Varianten und Szenarien und unter Berücksichtigung 
der Wirtschaftlichkeit Aussagen zu Bedarfen und Emissio-
nen (Wärme, Kälte, Strom) und den jeweiligen C02-Ein-
sparpotenzialen enthalten. Es sollten nicht nur die geplan-
ten Strukturen innerhalb des Plangebietes betrachtet wer-
den, sondern gegebenenfalls weitergehend Strukturen au-
ßerhalb des Plangebietes, um durch mögliche Synergieef-
fekte Klimaschutz im Bestand zu generieren. 
 
Klimarelevante Maßnahmen 
Möglichkeiten zur Brauchwassergewinnung (Grauwasser-
system) sollten mit beachtet und dargestellt werden. 
Auch weitere klimaschutzrelevanten Themen wie Vermei-
dung von großen unbeschatteten Platzflächen, Beleuch-
tung, Verbrennung von fossilen Brennstoffen usw. sollten 
im Rahmen des Abwägungsprozesses Berücksichtigung 
finden. 
 
Im weiteren Planverfahren sollten, unter Berücksichtigung 
der bestehenden Bebauung, Möglichkeiten untersucht wer-
den, die das Niederschlagswasser im Plangebiet belassen 
und zentrale beziehungsweise besser dezentrale Versicke-
rungen ermöglichen (Thema Schwammstadt). Hierzu soll-
ten neu anzulegende Baumscheiben in Verkehrsflächen 
(auch auf Stellplatzanlagen) als Rigolen angelegt werden, 
diese dienen zum einem der Wasserrückhaltung und zum 
anderen der Versorgung der Bäume in Trockenperioden. 
Die siedlungsnahe Versickerung des unbelasteten Nieder-
schlagswassers der privaten (ggf. öffentlichen) versiegelten 
Flächen insbesondere der Verkehrsflächen sollte unter-
sucht werden. 
 
Dachflächen 
Die nachhaltige Nutzung der Dachflächen im Plangebiet 
sollte durch eine Hybriddachfestsetzung (Grün- und Solar-
dach) gesichert werden. 
 
Durch extensive Gründächer wird der Energie- und Wärme-
bedarf des Gebäudes einerseits aufgrund des zusätzlichen 

Bei der städtebaulichen Anordnung der 
Gebäude wird der optimale Einsatz von 
solarthermischen und Photovoltaik-Anla-
gen auf den Dachflächen berücksichtigt.  
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Energiekonzept s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen und im Rahmen des Bebau-
ungsplanes berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Verfahrens wird ein um-
fängliches Entwässerungskonzept erstellt.  
Das Schwammstadtprinzip wird in dem 
neuen Baugebiet Anwendung finden. U.a. 
sind Baumrigolen, großflächige Re-
tentionsflächen sowie Dachbegrünung zur 
Regenrückhaltung vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es werden für alle Dachflächen Festset-
zungen zur Dachbegrünung (extensiv und 
intensiv) im Bebauungsplan getroffen. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Dachaufbaus positiv beeinflusst und andererseits wird einer 
Aufheizung der Dachflächen entgegengewirkt, wodurch 
sich die Photovoltaikanlagen nicht so stark erhitzen und 
dadurch einen besseren Wirkungsgrad erzielen. 
Dem schnellen Abfluss des Niederschlagswassers wird 
durch die Speicherfähigkeit der Substratschicht (mindes-
tens 12 cm) entgegengewirkt, wodurch sich eine höhere 
Rückhaltungsrate des Niederschlagswassers ergibt.  
Weitergehend wird durch die staubbindenden und kaltluft-
bildenden Eigenschaften der extensiven Dachbegrünung 
das Mikroklima positiv beeinflusst. 
 
Dacheindeckungen 
Sollten im Bereich dieses Bebauungsplanes Dacheinde-
ckungen mit Dachziegeln ermöglicht werden so sollten 
nicht Dacheindeckungen mit dunklen Farbtönen Anwen-
dung finden, sondern Dacheindeckungen mit hellen Farbtö-
nen. Da sich versiegelte Flächen stärker aufheizen als un-
versiegelte tragen diese hauptsächlich zur Wärmebelas-
tung im Siedlungsbereich bei. 
Da helle Materialien eine höhere Rückstrahlfähigkeit (Al-
bedo- Effekt) besitzen wird die Aufheizung dieser Materia-
lien reduziert. Der Albedo-Effekt wird zwischen 0 bis 1 ge-
messen. Auf Asphalt ohne Aufheller beträgt er z.B. zwi-
schen 0,05- 0, 10 und auf Dachziegel 0,1- 0,35 bei hellen 
Dachflächen steigt die Rückstrahlungsrate auf 0,6, somit 
wird durch diese Maßnahme die sommerliche Erwärmung 
im Siedlungsbereich deutlich reduziert. 
 
Fassadenbegrünung 
Wandflächen von 10 m und mehr (z.B. Giebelseiten) sollten 
durch rankende Pflanzen dauerhaft begrünt werden. 
 
 
 
Realisierung von Grünflächen 
In der weiteren Detailierung der Planung sollte geprüft wer-
den, ob unter Einhaltung der Funktionalität des Gesamt-
quartiers der Anteil der zu begrünenden Flächen erhöht 
und / oder die Begrünung (Dachbegrünung) intensiviert (in-
tensiv statt extensiv) werden kann. 
Dies ist aus Klimaschutzgründen sinnvoll und sollte nach 
Möglichkeit ergänzend vertraglich fixiert werden. 
 
Schottergärten 
Es wird angeregt die Nichtzulassung von Stein-/ Kies-/ 
Split- und Schottergärten oder - schüttungen auf alle Gar-
tenbereiche zu erweitern. 
Sollte der Anregung nicht gefolgt werden so sollte klarge-
stellt werden, dass Stein-/ Kies-/ Split- und Schottergärten 
oder - schüttungen bei der Ermittlung der nach § 19 
BauNVO zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) zu berück-
sichtigen sind. Bei dieser Art der „Gartengestallten" wird 
durch die dauerhafte Überdeckung die natürliche Vegeta-
tion unterbunden und somit entstehen erhebliche Auswir-
kungen auf Bodenflora und - fauna. 
 
textliche Festsetzungen 
Die Pflanzlisten sollten in Bezug auf klimaresilient Eigen-
schaften überprüft werden. So wird empfohlen die Sand-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
Helle Dachflächen entsprechen nicht den 
in der Umgebung überwiegend vorhande-
nen Dach-Farbtönen. Aus städtebaulichen 
Gründen werden daher lediglich 
schwarze, schiefer- oder dunkelgraue 
Farben für die Dacheindeckung im Be-
bauungsplan zugelassen.  
Inwieweit Festsetzungen zur Rückstrahl-
fähigkeit der Dachflächen zur Anwendung 
kommen, wird abhängig der Abstände der 
Bauflächen untereinander oder zu be-
nachbarten Baugebieten vor Offenlage 
noch abschließend geprüft. 
 
 
Fassadenbegrünung wird im Bebauungs-
plan nicht festgesetzt. Es steht jedoch je-
dem Eigentümer frei, seine Fassaden in 
Hinblick auf Kühlung entsprechend zu be-
grünen.  
 
Der Bebauungsplan beinhaltet bereits ca. 
22.000 m² öffentliche Grünflächen. 
Zu Dachbegrünung s.o. 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur öffentlichen Auslegung eine 
Festsetzung zum Ausschluss von Schot-
tergärten im Bebauungsplan getroffen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Pflanzlisten werden zur öffentlichen 
Auslegung überprüft und ggf. angepasst. 
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birke die eine mittlere Trockenheitstoleranz und eine ge-
ringe Hitzetoleranz aufweist ggf. aus der Liste zu nehmen, 
um eine langfristige Begrünung des Plangebietes zu er-
möglichen. 
 
Abschließend regt die StädteRegion Aachen an insbeson-
dere folgende textliche Festsetzungen aufzunehmen (nicht 
abschließende Aufzählung): 
• Anlage von Hybriddächern (Grün- und Solar) mit einer Ve-
getationsschicht von mindestens 12 (15) cm zuzüglich einer 
Drainschicht 
• Fassadenbegrünung 
• Bepflanzung der Stellplatzflächen 
• Ausschluss der Nutzung von fossilen Energien 
• Farbgebung der Erschließungsflächen 
• Usw. siehe unter 1. Klimaschutz 
 
Mobilität / Verkehrsflächen 
Die Flächen für den motorisierten Individualverkehr sollten 
weiterhin auf ein Mindestmaß beschränkt werden, um die 
Aufenthaltsqualität im Quartier zu steigern.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Asphaltflächen sollten mit Aufheller und Pflasterflächen in 
hellen Farbtönen realisiert werden.  
 
 
Weitergehend wird angeregt, im weiteren Prozess Voraus-
setzungen zu schaffen, damit die Mobilität möglichst nach-
haltig gestaltet werden kann, durch Beachtung von nach-
haltigen Sharing-Konzepten, E-Ladesäulen sowie komfor-
tablen, sicheren und großzügigen Abstellanlagen für Fahr-
räder / Pedelecs sowie Lastenräder und Fahrradanhänger 
usw. mitberücksichtigen. 
 
 
Darüber hinaus sollten die Vorgaben und Empfehlungen 
der Nahverkehrsplanung der StädteRegion Aachen berück-
sichtigt werden. 
 
Anregungen zur Begründung 
In der Begründung sollten die Anbindungen an ÖPNV und 
an das regionale Radwegnetz sowie Maßnahmen zum Kli-
maschutz und zur Klimaanpassung ausführlicher dargestellt 
werden. 
 
2. Kindergärten und Schulen 
Durch die Umsetzung dieses Bebauungsplanes kann der 
Bedarf an Kindergärten- und Schulplätzen in der Kommune 
weiter zunehmen, dem muss weiterhin Rechnung getragen 
werden. Die kommunale Bedarfsberechnungen an Kinder-
garten- und Schulplätze sind entsprechen anzupassen. Es 
wird empfohlen frühzeitig Bedarfspläne zu entwickeln und 

 
 
 
 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
Siehe hierzu auch die Ausführungen 
oben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verkehrsflächen im Plangebiet wer-
den auf das notwendige Maß begrenzt. 
Die Zahl der nachzuweisenden privaten 
Stellplätze wird auf ein Minimum festge-
setzt. Zusätzliche private Stellplätze sol-
len in einer Parkmöglichkeit (Parkdeck, 
Parkhaus etc.) im Zufahrtsbereich bzw. 
auch innerhalb des Plangebietes vorgese-
hen werden. 
Des Weiteren sind auf den privaten 
Grundstücken Fahrradabstellplätze nach-
zuweisen. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen und in der Umsetzung der 
Planung berücksichtigt. 
 
Darüber hinaus sollen im Plangebiet eine 
Mobilitätsstation eingerichtet werden, die 
über Sharing-Angebote, E-Ladestationen 
und Abstellanlagen für Fahrräder aller Art 
verfügen.  
Zur Verbesserung der Erschließung mit 
dem ÖPNV haben bereits Abstimmungen 
mit der ASEAG stattgefunden.  
 
Die Vorgaben und Empfehlungen der 
Nahverkehrsplanung werden berücksich-
tigt.  
 
 
Die Begründung wird zur öffentlichen Aus-
legung dahingehend überarbeitet. 
 
 
 
Zu 2. Kindergärten und Schulen: 
Die Flächen im bereits seit 2016 bekann-
ten Geltungsbereich des vorliegenden Be-
bauungsplanes wurden bereits im Vorfeld 
bei der Kindergarten- und Schulplanung 
berücksichtigt.  
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die notwendigen Grundstücksflächen im Rahmen der Bau-
leitplanung zu sichern und im Rahmen der Abwägung dar-
zustellen. 
Für Rückfragen steht Ihnen Herr Schulz unter der Tel. - Nr. 
0241 / 5198- 6402 zur Verfügung. 
 
Straßenbau und Radverkehr 
Die Parkstraße ist Bestandteil des mit einer wegweisenden 
Beschilderung ausgestatteten Radverkehrsnetzes in der 
StädteRegion Aachen sowie des Radverkehrsnetzes NRW. 
Als autoarme Route ist sie heute eine attraktive Verbindung 
z.B. zwischen dem Zentrum Baesweilers und Setterich. 
In Abhängigkeit von der geplanten Verkehrsführung für das 
neue Wohngebiet ist eine signifikante Erhöhung der Kfz-
Verkehrsbelastung der Parkstraße zu erwarten. Damit kann 
die Attraktivität der Parkstraße z.B. für Familien, Kinder und 
Senioren beeinträchtigt werden. 
Es wird vorgeschlagen, mit einem ergänzenden Verkehrs-
konzept eine Mehrbelastung der Parkstraße weitgehend zu 
vermeiden. 
Für Rückfragen steht Ihnen Herr Oswald unter der Tel. - Nr. 
0241 / 5198- 3 705 zur Verfügung. 
 

Darüber hinaus erfolgen regelmäßige Ab-
stimmungen mit den für die Kindergarten- 
und Schulplanung zuständigen Stellen 
der StädteRegion. 
 
 
Zu Straßenbau und Radverkehr: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen.  
Die Parkstraße ist verkehrsberuhigter Be-
reich und zudem im Abschnitt südlich des 
Wasserspielplatzes Anliegerstraße. Dar-
über hinaus wurde mit dem neu geschaf-
fenen östlichen Teil des sogenannten 
Fasttrack eine neue autofreie Alternativ-
route geschaffen. Zudem sind direkte An-
bindungen an das Zentrum und auch be-
nachbarte Wirtschaftswege vorhanden. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens wird eine verkehrliche Untersuchung 
erstellt, in der dargestellt wird, wie sich die 
künftigen Verkehre verteilen. Eine signifi-
kante Mehrbelastung der Parkstraße wird 
vermieden. 
 
 
Der Stellungnahme wird im Rahmen 
der Abwägung über die frühzeitige Be-
teiligung bzgl. des vorab zu erstellen-
den Bodenschutzkonzeptes und der 
Festsetzung von Fassadenbegrünung 
nicht gefolgt.  
Der Stellungnahme wird bzgl. dem zu 
erstellenden Energiekonzept, der Anre-
gung zu klimarelevanten Maßnahmen 
und Dachflächen, der Realisierung von 
Grünflächen, des Ausschlusses von 
Schottergärten, der Anpassung der 
Pflanzlisten, der Anregungen zu Mobili-
tät und Verkehr, der Ergänzung der Be-
gründung und der Vermeidung einer 
Mehrbelastung der Parkstraße gefolgt.  
Die übrige Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen.  
Bis zur Offenlage werden offene Frage-
stellungen abschließend geklärt. 
 

16 Industrie- und Handelskammer Aachen v. 16.06.2023 
 
Da der vorgesehene Planentwurf die Belange der gewerbli-
chen Wirtschaft entweder gar nicht berührt oder – wo es 
der Fall ist – hinreichend berücksichtigt, bestehen seitens 
der Industrie- und Handelskammer (IHK) Aachen keine Be-
denken. 
 

 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
 

17 Landwirtschaftskammer NRW Aachen v. 20.06.2023 
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Seitens der Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle 
Aachen, bestehen gegen das oben genannte Vorhaben Be-
denken.  
Laut Planung sollen hier rund 8,5 ha landwirtschaftliche 
Flächen eines Bewirtschafters ersatzlos verloren gehen, die 
dem Futterbau, aber auch der Nahrungsmittelproduktion 
dienen. Mit 70-90 Bodenpunkte sind dies sehr gute Böden, 
die hohe Erträge erbringen.  
 
Darüber hinaus befindet sich an der Straße „Zur Lohe“ ein 
landwirtschaftlicher Betrieb mit Halle und Wohngebäude. 
Die Landwirtschaftskammer NRW fordert die Zuwegungen 
zu dieser Hofstelle, aber auch an die nachfolgenden Acker-
flächen ohne Nachteile für die Landwirte bestehen und of-
fen zu lassen, sodass diesen durch das Baugebiet keine 
Nachteile entstehen. 
 
Um den Verlust landwirtschaftlicher Flächen im Zuge von 
Planvorhaben auf das Minimum zu reduzieren, ist es es-
senziell die Anlage von Kompensationsmaßnahmen auf 
landwirtschaftlichen Nutzflächen so weit wie möglich zu 
vermeiden. 
Es wird deshalb auf § 15 Abs. 3 des Bundesnaturschutzge-
setzes hingewiesen: 
Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich 
genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
ist auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen, 
insbesondere sind für die landwirtschaftliche Nutzung be-
sonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in 
Anspruch zu nehmen.  
 
Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz 
auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung, durch Maßnah-
men zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder durch 
Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauer-
haften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Land-
schaftsbildes dienen, erbracht werden kann, um möglichst 
zu vermeiden, dass Flächen aus der Nutzung genommen 
werden. 

 
Bezüglich der angedachten CEF-Maßnahmen würde es be-
grüßt werden, wenn die Maßnahmen für beide Vogelarten 
integriert umgesetzt werden. Zusätzlich sollten diese als 
produktionsintegrierte Maßnahmen auf Ackerböden umge-
setzt werden, ehe neue Grünlandeinsaaten vorgenommen 
werden und weitere fruchtbare Ackerböden verloren gehen. 
 
Schließlich sollten bei den zu bauenden Häusern festge-
setzt werden, dass diese, sofern es aufgrund der Dachform 
machbar ist, mit eine Dachbegrünung und/oder mit einer 
Photovoltaikanlage auszustatten sind. Dies führt beides zu 
vorrausschauenden, flächenarmen Bebauungen, da hierfür 
weniger Ausgleich geschaffen werden muss bzw. keine 
weiteren meist landwirtschaftlichen Böden zur Schaffung 
von Freiflächenphotovoltaik herangezogen werden müssen. 
Zur „Attraktivität eines Wohnquartiers“ (S.7, Punkt 6.4 Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Flächen) sollte auch die 
eigenerzeugte solare Energie gehören. 
 

 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Die Zuwegungen bleiben für die Ackerflä-
chen und den landwirtschaftlichen Betrieb 
wie bislang bestehen.  
 
 
 
 
 
Die notwendigen Ausgleichsflächen, die 
nicht gleichzeitig CEF-Maßnahmen die-
nen, werden in das Plangebiet integriert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die CEF-Maßnahmen sind kombiniert für 
Feldlerche und Rebhuhn vorgesehen. 
Darüber hinaus ist diese Maßnahme zu-
gleich Ersatzmaßnahme zur Kompensa-
tion des ökologischen Defizits außerhalb 
des Plangebietes.  
 
Der Bebauungsplan beinhaltet jeweils 
eine Festsetzung zur extensiven Begrü-
nung der Hauptgebäude und zur intensi-
ven Dachbegrünung von Garagen. 
Eine Festsetzung zur Errichtung von Anla-
gen zur Nutzung solarer Strahlungsener-
gie ist nicht erforderlich, da bereits durch 
das neue Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
der Einsatz erneuerbarer Energien in Ge-
bäuden anteilig vorgeschrieben ist.  
Freiflächenphotovoltaikanlagen sind für 
die Umsetzung des Wohngebietes 
Parkstraße II nicht erforderlich und auch 
nicht vorgesehen.  
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Der Stellungnahme wird gefolgt.  
 

18 Naturschutzbund Aachen-Land v. 16.06.2023 
 
Bezüglich des vorliegenden Bebauungsplans bestehen 
grundsätzliche Bedenken des Nabu AC-Land gegen die 
Bebauung von Ackerflächen. Zumal dann, wenn wie im vor-
liegenden Fall, planungsrelevante Arten, wie Feldlerche 
und Rebhuhn betroffen sind. Beide Arten, deren Bestand 
durch zunehmende Baumaßnahmen auf Ackerflächen stark 
bedroht ist, sollten in besonderem Maße geschützt werden. 
Dazu gehört im Bebauungsfall, dass die im Artenschutzgut-
achten 2 genannten vorgegebenen Maßnahmen eingehal-
ten werden. Im Besonderen gilt dies für vorgezogene Aus-
gleichmaßnahmen. Dazu zählt, dass für die betroffenen Ar-
ten und deren Reviere Ausweichmöglichkeiten im räumli-
chen Zusammenhang geschaffen werden. (s. CEF- Maß-
nahmen).  
 
 
Bei möglichen Baumaßnahmen müssen Schutz und Erhalt 
der in den Randbereichen des Bebauungsplans bestehen-
den Grünstreifen und Baumbeständen unbedingt beachtet 
werden, da sich hier eine Vielzahl von Lebensräumen fest-
gestellter Vogel und Fledermausarten befinden.  
 
In der zukünftigen Neubebauung fordert die NABU die Be-
achtung und Umsetzung ökologisch nachhaltiger Maßnah-
men. Dazu gehören sowohl Dachbegrünungen als auch die 
Minderung von Lichtemissionen. Grünflächen mit entspre-
chenden Baumbeständen in ausreichendem Maße, sowie 
die Vermeidung versiegelter Flächen sind zu gewährleisten. 
 

 
 
Zur Kompensation der Eingriffe in den Bo-
den kommen geeignete bodenfunktions-
bezogene Kompensationsmaßnahmen in 
Betracht. Hierzu werden für einen Teil des 
Eingriffs in den Boden intensiv genutzte 
Ackerflächen extensiviert. Diese Maß-
nahme ist zugleich Ersatzmaßnahme zur 
Kompensation des ökologischen Defizits 
und CEF-Maßnahme für Feldlerche und 
Rebhuhn. Die CEF-Maßnahmen werden 
vor Beginn der Baumaßnahmen umge-
setzt. Ein entsprechend festgelegtes maß-
nahmenbezogenes Monitoring wird einen 
dauerhaften Verstoß gegen die arten-
schutzrechtlichen Verbote sichern. 
 
Die bestehenden Grünstreifen und Baum-
bestände werden während der Baumaß-
nahmen geschützt.  
 
 
 
Im Bebauungsplan wird zur öffentlichen 
Auslegung die Festsetzung einer mindes-
tens extensiven Begrünung der Dächer 
der Haupthäuser aufgenommen.  
Des Weiteren wird ein Hinweis zur Redu-
zierung von Lichtemissionen eingefügt.  
 
Zum Schutz von Bodenfunktionen inner-
halb des Plangebietes des Bebauungs-
planes Nr. 111 „Parkstraße II“ wird eine 
maximale Versiegelung der Grundstücke 
von 60% und die Anlage von ca. 
22.000 m² öffentlichen Grünflächen mit 
Anpflanzungen gebietsheimischer Ge-
hölze sowie die Pflanzung von Straßen-
bäumen festgesetzt. Zudem gibt es im 
Bebauungsplan eine Festsetzung zur min-
destens 50%igen Nichtversiegelung und 
Begrünung der Vorgärten. Zudem sind 
private Stellplätze und deren Zufahrten, 
Zufahrten zu Garagen und Carports sowie 
private Wege aus wasser- und luftdurch-
lässigen Materialien (Rasengittersteine, 
Fugenpflaster etc.) herzustellen.  
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
 

 


